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Von Daniel Wetzel

BERLIN – Die deutschen Energiema-
nager waren nicht gerade unterbe-
schäftigt, als im September vergan-
genen Jahres die Finanz- und Wirt-
schaftskrise über sie hereinbrach.
Der Siegeszug der erneuerbaren
Energien hatte gerade systemverän-
dernde Größenordnungen erreicht,
norddeutscher Windstrom überfor-
derte die Netze, die meisten Kraft-
werke waren veraltet, und überall
legten Bürgerinitiativen Neubau-
Projekte lahm. Der Emissionshan-
del und immer neue Klimaschutz-
auflagen aus Brüssel und Berlin hat-
ten das Geschäft der Kraftwerksbe-
treiber ohnedies nicht gerade einfa-
cher gemacht. Und dann das: Die
Lehman-Bank kollabierte, die in-
dustrielle Energienachfrage brach
ein – und alle Investitionsplanun-
gen der Energiebranche waren mit
einem Schlag Makulatur.

Die Beratungsgesellschaft A.T.
Kearney hat die Auswirkungen der
Finanz- und Wirtschaftskrise auf
die Energiebranche nun im Detail
untersucht. In ihrem Strategiepa-
pier „Nachhaltige Restrukturie-
rung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland“ analysieren die Co-
Autoren Florian Haslauer und Mar-
tin Handschuh für die Energiewirt-
schaft, welche neuen Chancen in
der Wirtschaftskrise liegen. Ihr Fa-
zit: „Die Energiewirtschaft kann
langfristig gestärkt aus der Krise
hervorgehen, wenn die Möglich-
keiten zur strukturellen Verände-
rung genutzt werden“, sagt Haslau-
er: „Zusammenarbeit, Innovation
und Serviceorientierung bieten
neue Möglichkeiten zur profitab-
len unternehmerischen Weiterent-
wicklung.“

Tatsächlich könnte die Wirt-
schaftskrise längst fällige struktu-
relle Veränderungen in der Ener-
giebranche anschieben, glauben die
Experten von A.T. Kearney. Denn
nach ihrer Zustandsbeschreibung
hat sie auf den Markt bereits tief
greifende Auswirkungen:
● So geht der weltweite Stromver-
brauch 2009 voraussichtlich um 3,5
Prozent zurück, in den entwickel-
ten OECD-Staaten sogar um 4,8

Prozent. Große Stromversorger
wie zum Beispiel E.on hatten im
ersten Halbjahr dieses Jahres be-
reits Absatzrückgänge von sieben
Prozent und mehr zu verzeichnen.
● Zudem haben sich die Kredit-
konditionen selbst für die finanz-
starken Energieunternehmen deut-
lich verschlechtert. Das zeigt insbe-
sondere die Kursentwicklung der
Kreditausfallversicherungen (Cre-
dit Default Swaps). „Sogar Unter-
nehmen mit gutem Rating haben
um bis zu 120 Basispunkte höhere
Risikoprämien auf die Basiszinsen
als vor der Krise“, heißt es in der
Studie. „Diese Entwicklung verteu-
ert die Realisierung großer Investi-
tionen.“
● Sinkender Stromabsatz und stei-
gende Kapitalkosten führen dazu,
dass immer mehr große Energie-
konzerne ihre Kraftwerksinvesti-
tionen verschieben. „Es ist 2009
und 2010 in Europa mit einem
Rückgang des Investitionsvolu-
mens um jeweils rund zehn Milliar-
den Euro zu rechnen“, warnen die
A.T.Kearney-Autoren.
● Gerade die Investitionen in er-
neuerbare Energien sind im Zuge
der Finanzkrise drastisch gefallen.
Denn die Kapitalkosten schlagen
hier stärker durch. Bei einem Erd-
gas-Kraftwerk hat der Kapitalauf-
wand nur einen Anteil von 13 Pro-
zent an den Stromerzeugungskos-
ten. Bei Windkraft-Projekten macht
die Anfangsinvestition hingegen ei-
nen Anteil von 72 Prozent an den
Stromerzeugungskosten aus.

Auf mittlere Sicht könnten diese
Auswirkungen der Finanzkrise ver-
heerende Folgen haben. Weil Inves-
titionen in neue Erzeugungsanla-
gen ausfallen, bleiben alte, ineffizi-
ente Kraftwerke mit ihren höheren
Stromerzeugungskosten in Betrieb,
sagt Haslauer: „In Kombination mit
einem starken Anstieg des Strom-
verbrauchs in der Erholungsphase
wird das die Strompreise stark nach
oben treiben und Preisschwankun-
gen generell verstärken.“

Wo aber Gefahr ist, wächst das
Rettende auch. Die A.T. Kearney-
Experten untersuchen Möglichkei-
ten, mit denen Energiemarktteil-
nehmer auf die veränderte Situati-

on reagieren können. Für die gro-
ßen, leistungsstarken Konzerne lie-
gen die neuen Möglichkeiten fast
schon auf der Hand. Sie können in
der Krise etwa Erzeugungsanlagen
von Projektentwicklern, die sich fi-
nanziell übernommen haben, güns-
tig aufkaufen. Auch Beteiligungen
an kleineren Energieunternehmen
als „Juniorpartner“ werden nun

leichter möglich – auch dies wegen
kartellrechtlicher Auflagen vor al-
lem im Ausland. Für den Strom-
und Gasvertrieb großer Anbieter
liegt in der Wirtschaftskrise zudem
die Chance, Kunden von offensicht-
lich schwächeren Wettbewerbern
zurück zu gewinnen.

Doch auch die kleinen und mitt-
leren Energieversorger können
von der Wirtschaftskrise noch

profitieren. Ihnen schlagen die
A.T. Kearney-Experten vor, über
neue Kooperationen und Franchi-
semodelle nachzudenken. Insbe-
sondere im Bereich erneuerba-
re Energien, Energiemanagement
und Energieeffizienz könnten sie
von branchenfremden Dienstleis-
tern oder großen Energiekonzer-
nen Services einkaufen, die sie un-
ter eigenem Namen am Markt plat-
zieren können. „Die Unternehmen
sollten sich von der alten Maxime
lösen, dass mehr Energieabsatz
mehr Gewinn bringt“, sagt Hand-
schuh: „In der Energiewelt von
morgen könnte es mehr Gewinn
bringen, dem Kunden dabei zu hel-
fen, weniger Strom und Gas zu ver-
brauchen.“

Entscheidend für eine erfolgrei-
che Restrukturierung ist aus Sicht
der Berater, dass auch die kleinen
und mittleren Versorger die reine
Bestandsverwaltung rasch hinter
sich lassen und aktiv an den neuen
Wachstumsmöglichkeiten teilha-
ben. Dazu gehört der Vertrieb von
intelligenten Stromzählern ebenso
wie die Entwicklung von Angebo-

ten zur Nachfrage-Steuerung beim
Kunden. Auch der Aufbau der
Elektromobilität in den Städten ist
ein zukunftsweisendes Geschäfts-
feld, dem sich auch kleinere kom-
munale und regionale Versorger
jetzt aktiv widmen sollten. So
könnten die Versorger Angebote
zum Batterie- oder Auto-Leasing
entwickeln, Infrastruktur für E-Au-
tos aufbauen oder gegebenenfalls
sogar Telematik-Dienstleistungen
entwickeln. „Wenn Energieunter-
nehmen neue Geschäftsmodelle
über die reine Stromversorgung
hinaus entwickeln“, ist A.T. Kear-
ney-Experte Handschuh über-
zeugt, „wird aus der Elektro-Mobi-
lität ab 2020 ein Multi-Milliarden-
Markt werden.“

A.T. Kearney hat in der Studie
„Nachhaltige Restrukturierung des
Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land“ Schlüsselbranchen unter-
sucht. Die WELT stellt die Ergeb-
nisse exklusiv immer am Montag
vor. Lesen Sie am 23. November die
Aussichten für den Bereich der 
Telekommunikation.

Monteure an einer Hochspannungsleitung: Vor allem große Konzerne verschieben derzeit Investitionen FOTO: PA/DPA/HARALD TITTEL 

Aus Energieversorgern sollen Dienstleister werden
AT Kearney-Studie: Wie der deutsche Strom-Markt von der Wirtschaftskrise sogar noch profitieren kann 

Deutschland 
Wie 

aus der Krise kommt

ZÜRICH – Die Schweizer Banken
sollen künftig keine unversteuerten
Gelder aus dem Ausland mehr an-
nehmen. Mit diesem neuen Ge-
schäftsmodell und der Einführung
einer Abgeltungssteuer will die
Bankiervereinigung laut ihrem Prä-
sidenten den vom Ausland gefor-
derten automatischen Informati-
onsaustausch abwenden.

Der Genfer Privatbankier und
Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung, Patrick Odier,
gab in einem Interview der „NZZ
am Sonntag“ neue Einzelheiten
über das Konzept „Rubik“ des Ban-
kendachverbands bekannt, mit dem
der Finanzplatz einen Befreiungs-
schlag aus der Kontroverse über die

Schwarzgelder plant. Demnach soll
die Einführung einer Abgeltungs-
steuer von einem neuen Geschäfts-
modell der Banken begleitet wer-
den, bei dem nur noch steuerehr-
liche Gelder entgegengenommen
werden. 

Zu der im Detail noch nicht aus-
gearbeiteten Umsetzung sagte Pri-
vatbankier Odier, man könnte sich
zum Beispiel eine Selbstdeklaration
vorstellen. Der Kunde müsste mit
seiner Unterschrift bestätigen, dass
seine Gelder ordentlich versteuert
worden sind.

Diese Regeln sollen aber nur für
jene Länder gelten, die mit der
Schweiz ein Abkommen über die
Einführung einer Abgeltungssteuer

abschließen, sagte der Bankierprä-
sident weiter. Er glaubt, dass eine
Mehrheit der Schweizer Banken ei-
ne derartige Lösung unterstützt,

wenn so der Schutz der Privatsphä-
re des Kunden auf lange Sicht gesi-
chert werden kann. Das Modell soll
als Ersatz für den automatischen
Informationsaustausch dienen, den
die EU im Kampf gegen die Steuer-
flucht umsetzen will.

Trotz negativer Signale aus Brüs-
sel gab sich Odier überzeugt, dass
das Ausland ein Interesse an der
Abgeltungssteuer hat. Die Banki-
ervereinigung habe positive Signale
aus Deutschland und Italien erhal-
ten. „Es ist schwer vorstellbar, dass
ein Finanzminister nicht an einer
Abgeltungssteuer interessiert sein
könnte“, sagte Odier. 

Für die bereits auf den Schweizer
Banken liegenden Steuerfluchtgel-
der müsste mit den interessierten
Ländern eine Regularisierung ver-
einbart werden, zum Beispiel über
eine Steueramnestie. Dies dürfte
laut Odier einige Jahre dauern.
Wenn die Abgeltungssteuer eta-
bliert und damit der Schutz der Pri-

vatsphäre langfristig gesichert wer-
de, habe der Finanzplatz eine große
Zukunft. Falls die Abgeltungssteuer
nicht komme, müsse mit einer sin-
kenden Zahl der Beschäftigten ge-
rechnet werden, weil die Banken
dann ihre Präsenz im Ausland stark
ausbauen würden.

Etliche Affären haben in den ver-
gangenen Jahren den Druck auf
Länder mit sehr strengem Bankge-
heimnis wachsen lassen. Vor allem
die EU und die USA haben nicht
nur die Schweiz, sondern auch Lu-
xemburg, Österreich und Liechten-
stein dazu gedrängt, ihre Vorschrif-
ten dergestalt zu lockern, dass 
die Verfolgung von Steuersündern
auch dort möglich ist. AFP/ps

Schweizer Bankiers wehren sich gegen Auskunftspflicht 
EU-Länder wollen Informationsanspruch bei der Verfolgung von Steuersündern – Eidgenossen halten das für übertrieben

■ Der Kunde muss mit seiner
Unterschrift bestätigen, 
dass seine Gelder ordentlich
versteuert worden sind 

Warum Versorger nur mit Ko-
operationen und Fusionen die
Herausforderungen meistern:
welt.de/ATKearney

■ Die Experten der Unternehmensberatung A.T. Kearney halten die Zeit
für die nachhaltige Restrukturierung des Unternehmensstandortes
Deutschland für gekommen. Für DIE WELT haben die Berater einen politi-
schen Forderungskatalog aufgestellt:

■ Ausarbeitung einer umfassenden Energiestrategie, die den gesamten
Energiemix, Klimastrategie und Energieeffizienz einschließen. Grund:
Voraussetzung für eine Restrukturierung sind klare Rahmenbedingungen
für Investitionssicherheit. 

■ Die Regulierungspolitik sollte so umgestaltet werden, dass es nicht
mehr vor allem um Kostensenkung geht. Vielmehr sollten Netzbetreiber
mehr Anreize zum Ausbau eines „intelligenten Stromnetzes“ und zur Ent-
wicklung entsprechender Produktideen bekommen.

■ Rasche Umsetzung des 3. Energie-Binnenmarktpakets. Insbesondere
auf der Verteilnetzebene vor Ort bedarf es größerer Planungssicherheit,
um neue Dienstleistungen in der Stromversorgung anbieten zu können.

■ Rasch klare Rahmenbedingungen über Laufzeitverlängerung für Kern-
kraftwerke definieren. Die Investitionsplanungen in der Energiebranche
hängen von den AKW-Laufzeiten ab. Ohne Sicherheit in diesem Bereich
droht ein Investitions- und damit auch Innovationsstau. dgw

Handlungsempfehlungen an die Politik

BERLIN – Die HSH Nordbank will
nach Informationen der „Welt am
Sonntag“ bereits kommende Wo-
che ihr Führungsgremium um ei-
nen zusätzlichen Manager aufsto-
cken. „Die Bank wird sich noch ein-
mal verstärken“, hieß es im Umfeld
des Instituts. Nach Informationen
der Zeitung soll die neue Kraft
jedoch lediglich den Rang eines
Generalbevollmächtigten erhalten,
nicht den eines Vorstands. Namen
wurden nicht genannt, ein externer
Kandidat gilt als wahrscheinlich. 

Der HSH-Aufsichtsrat hatte in
dieser Woche die beiden Vorstände
Peter Rieck und Jochen Friedrich
abberufen, weil sie maßgeblich 
für verlustträchtige Geschäfte der
Bank verantwortlich sein sollen.
Damit war der erst Mitte Oktober
mit zwei neuen Managern verstärk-
te Vorstand wieder auf vier Mitglie-
der geschrumpft. Der neue Gene-
ralbevollmächtigte soll dem Ver-
nehmen nach die Aufgaben der bei-
den nun Entlassenen zum Teil
übernehmen. Friedrich war für das
Kapitalmarktgeschäft verantwort-
lich, Rieck für Schiffs- und Immobi-
lienfinanzierungen. 

Die Sanierung der Landesbank
lässt derweil die Ausgaben für Be-
rater explodieren. In normalen Jah-
ren gebe die HSH ungefähr 80 Mio.
Euro für Berater aus. In diesem Jahr
sind es nach Informationen der
„Welt am Sonntag“ bis zu 100 Mio.
Euro zusätzlich. Etwa ein Drittel
der Summe soll allein McKinsey für
die Überarbeitung der Strategie der
Bank erhalten, weiteres Geld geht
an Kommunikationsberater, Sicher-

heitsdienste und Wirtschaftsprüfer,
die die Portfolien der Bank durch-
forsten. Die Kosten der Unter-
suchungen der Anwaltskanzlei
Freshfields zu möglichen Verfeh-
lungen des Vorstands sind ebenfalls
in der Summe enthalten. Sie sollen
sich auf ungefähr 15 Millionen Euro
belaufen. „Die wichtigen Arbeiten
übernehmen nur noch externe Be-
rater, das trägt nicht gerade zur Mo-
tivation der Mitarbeiter bei“, hieß
es in der Bank. 

Ein Sprecher der HSH wollte die
Informationen nicht kommentie-
ren. Intern wird jedoch kritisiert,
dass die Arbeit für die Kunden lie-
gen bleibe, weil die Bankspitze mit
sich selbst beschäftigt sei. „Die Mit-
arbeiter im Kundengeschäft haben
bald keine Lust mehr, wenn sie 
ewig auf Kreditentscheidungen
warten müssen“, sagt ein HSH-Ken-
ner. Im Haus kursieren Geschich-
ten über Kartons, die zeitweise in
Nonnenmachers Büro stehen sol-
len – mit noch nicht bearbeiteten
Kreditanträgen. Jos/sza

HSH Nordbank erweitert
Führungsgremium

In der HSH-Nordbank-Zentrale hängt der
Haussegen schief FOTO: DDP

Von Clemens Bomsdorf

STOCKHOLM – Die Ablösung des
Vattenfall-Chefs Lars Josefsson
rückt offenbar näher. Das von der
Gewerkschaft in den Aufsichtsrat
des skandinavischen Energiever-
sorgers entsandte Mitglied Lars
Carlsson bestätigte gegenüber der
Internetausgabe der schwedischen
Zeitung Dagens Nyheter, eine für
Sonntagnachmittag geplante au-
ßerordentliche Sitzung des Kon-
trollgremiums. Es wurde erwartet,
dass dabei die Grundlage für die
Ablösung Josefssons gelegt würde.
Allerdings konnte sich das Gremi-
um am Sonntag noch nicht auf ei-
nen Nachfolger einigen. 

Der Konzernchef war in der Re-
gierung in die Kritik geraten, weil
er eine Haftungsverpflichtung für
die deutschen Atomkraftwerke
Krümmel und Brunsbüttel unter-
zeichnet hatte, die im ungünstigs-
ten Falle zur Insolvenz des Gesamt-
konzerns führen könnte. Sein Ver-
trag läuft bis Herbst 2010.

Weil dann Parlamentswahlen in
Schweden stattfinden, ist es der Re-
gierung wichtig, die Personalie frü-
her zu lösen. Vattenfall ist komplett
in der Hand des schwedischen Staa-
tes, wird aber als Aktiengesell-
schaft geführt. Als neuer Mann 
an der Spitze des skandalgeplag-
ten Unternehmens wurden in
schwedischen Medien der Norwe-
ger Øystein Løseth sowie der Finne
Tuomo Hatakka genannt.

Løseth ist derzeit Chef der nie-
derländischen Nuon, die Vattenfall

derzeit komplett übernimmt. Weil
Nuon stark auch klimaschädliche
Kohlekraftwerke betreibt, war der
Kauf in Schweden auf Kritik gesto-
ßen. Hatakka ist Chef der deut-
schen Tochtergesellschaft Vatten-
fall Europe in Berlin, die ebenfalls
stark auf den viel kritisierten Ener-
gieträger Braunkohle setzt. Hatak-
ka ist auch verantwortlich für Vat-
tenfalls deutsche Atomkraftwerke,
die mehrfach wegen Sicherheits-
mängeln in die Schlagzeilen gera-
ten waren. Weil er außerdem schon
lange als Kronprinz von Josefsson
gilt, würde seine Ernennung ein
„weiter so“ signalisieren. Genau
das aber wollen die schwedische
Regierung und Wirtschaftsministe-
rin Maud Olofsson verhindern.

Die Regierung ist seit langem un-
zufrieden mit dem Großkonzern.
Streitpunkte sind die Sicherheits-
kultur in den Atomkraftwerken, die
Kommunikationspolitik sowie der
Umweltschutz und die große Be-
deutung des Klimakillers Kohle 
als Energiequelle. Olofssons Zen-
trumspartei ist die zweitstärkste
der vier Koalitionsparteien und die
Wirtschaftsministerin stellvertre-
tende Regierungschefin. Ihre Partei
hat sich lange gegen Atomkraft ge-
sträubt und darauf gedrängt, den
schwedischen Ausstiegsbeschluss
auch umzusetzen. Im Februar die-
ses Jahres verkündete die 2006 an-
getretene konservativ-liberale Koa-
lition jedoch, den Ausstieg nicht
realisieren zu wollen. 

Umso wichtiger ist es nun, der
schwedischen Bevölkerung zu zei-
gen, dass sie die Macht über Vatten-
fall hat. Die schwedische Regierung
befindet sich zwar auf Privatisie-
rungskurs, doch der Energieriese
steht nicht auf der Verkaufsliste.
Diese Schlüsselindustrie will selbst
die bürgerliche Regierung be-
halten, nicht zuletzt deshalb, weil
die Dividendenzahlungen an die
Staatskasse eine solide Einnahme-
quelle sind und der Großkonzern
als Investor genutzt werden kann,
der Geld in schwache Regionen
pumpt. Traditionell hat Olofssons
Zentrumspartei auf dem Land grö-
ßeren Rückhalt als in den Städten.

Aufsichtsrat kann sich nicht auf
neuen Vattenfall-Chef einigen

Zwei Favoriten für Josefssons Nachfolge


